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Sparen mit Strategie
Ob beim Grünflächenunterhalt, im öffentlichen Verkehr oder in der Verwaltung: Die öffent-
liche Hand muss an allen Ecken und Enden Kosten senken. Am 2. Luzerner Management 
Forum berichteten Stadt-, Gemeinde- und Kantonsvertreter, wie sie mit Budgetkürzungen 
umgehen. Es zeigte sich, dass eine klare Strategie beim Sparen hilft. Von Marcel Müller

Mit weniger Geld wachsenden 
 An sprüchen gerecht werden:  In 
diesem Dilemma stecken viele 

Schweizer Gemeinwesen. Nicht mehr nur 
Kleingemeinden, sondern auch Städte 
wie Zug oder Zürich müssen den Gürtel 
enger schnallen. Die Bürger sind kaum 
bereit, auf etwas zu verzichten: Die Dorf­
schule darf nicht geschlossen werden, 
der öffentliche Verkehr soll auch zu Rand­
zeiten noch den entlegensten Winkel 
 erreichen, und wenn bei der Pflege des 
öffentlichen Grüns oder beim Winter­
dienst gespart wird, sind Proteste vor­
programmiert. Zugleich werden von der 
Verwaltung mehr Kundenorientierung, 
ein besseres Onlineangebot oder länge­
re Öffnungszeiten erwartet.

Wie sich Politik und Verwaltung in die­
sem Spannungsfeld behaupten können, 
war Thema des zweiten Luzerner Mana­
gementforums, das unter dem Motto 
«Agieren statt reagieren in Zeiten knap­
per Mittel» stand. 

Heikle Schnittstelle

Damit ein Gemeinwesen Anliegen und 
Begehrlichkeiten von Bürgern und  
Interessengruppen effizient in konstruk­
tive – und kostengünstige – Lösungen 
übersetzen kann, muss die Schnittstelle 
zwischen Politik und Verwaltung mög­
lichst optimal funktionieren. Für gewöhn­
lich wird die Zusammenarbeit zwischen 
diesen beiden Sphären als Übersetzungs­
tätigkeit beschrieben, bei der aus politi­

schen Zielvorgaben und Strategien Ver­
waltungsmassnahmen und ­leistungen 
werden. Diese wiederum sollen gemes­
sen und damit von der Politik im Hinblick 
auf ihre Wirksamkeit überprüft  werden 
können, was in vielen Fällen eine schwie­
rige Aufgabe ist. Für Oliver Kessler, Lei­
ter des Kompetenzzentrums Public and 
Nonprofit Management der Hochschule 
Luzern, greift diese Sicht zu kurz. «Ich 
möchte hinter diese klassische Überset­
zung zwischen Politik und Verwaltung 
ein Fragezeichen setzen, im Sinne einer 
Steuerungsillusion», sagte Kessler. Denn 
zum einen müsse ein gemeinsames 
Grundverständnis, eine gemeinsame 
Sprache bestehen. Das ist keineswegs 
 immer der Fall. Zum anderen spielen ge­
mäss Kessler bei der Entwicklung von 
Strategien und Zielen, aber auch bei der 
Wahl von Instrumenten und bei der Pla­
nung von Ressourcen nicht nur die Polit­ 
und die Verwaltungslogik eine Rolle, son­
dern auch rechtliche Erwägungen (wie 
Verhältnismässigkeit oder Gesetzeskon­
formität) und Kriterien der Wirtschaft­
lichkeit und der Wirksamkeit. Zudem be­
einflussen die Wertvorstellungen, Ideo­
logien und Emotionen der Beteiligten 
den Prozess.

Widerstand vorprogrammiert 

Angesichts dieser Komplexität scheint   
es an ein Wunder zu grenzen, wenn das 
Zusammenspiel von Politik und Verwal­
tung funktioniert. Den Eindruck, dass 
dies möglich ist, hinterliess das gemein­
sam gehaltene Referat des Luzerner Re­
gierungsrats Robert Küng (FDP), der dem 
Bau­, Umwelt­ und Wirtschaftsdeparte­
ment (BUWD) vorsteht, und seines De­
partementssekretärs Thomas Buchmann, 
der zugleich auch Präsident des Verkehrs­
verbunds Luzern ist. Die beiden erläuter­
ten, wie der Kanton Luzern seinen öffent­
lichen Verkehr trotz Spardruck leistungs­
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fähig zu halten versucht. «Wir stecken  in 
einem Verteilkampf», sagte Küng. Der 
ÖV sei zwar ein Schlüssel für die wirt­
schaftliche Entwicklung und ein Schwer­
punkt der Strategie des Kantons Luzern; 
die Bevölkerung sehe das Thema gar als 
grösste Herausforderung des Kantons 
an, noch vor der Sicherheit. Doch wenn 
es ums Sparen gehe, dann komme die 
Opfersymmetrie zum Tragen und es lasse 
sich nicht verhindern, auch beim öffent­
lichen Verkehr den Rotstift anzusetzen. 
25 Millionen waren es schliesslich, die 
der Kanton beim ÖV über einen Zeitraum 
von drei Jahren sparen wollte, zugleich 
sollte aber an der bestehenden Aus­
baustrategie festgehalten werden. Zu 
dieser Strategie gehören beispielsweise 
neue Bushubs ausserhalb des Zentrums 
von Luzern. «Dafür müssen wir die ent­
sprechenden Investitionen tätigen kön­
nen», sagte Thomas Buchmann. «Wir ha­
ben infrastrukturell und betrieblich den 
Druck, einen Ausbau zu machen. Doch 
dann kommen die Sparvorgaben.» Weil 
der öffentliche Verkehr auch von den 
 Gemeinden, dem Bund und den Nach­
barkantonen mitfinanziert wird, sinken 
auch deren Beiträge, wenn der Kanton 
spart, was die Situation noch verschärfte. 

Die Verantwortlichen bemühten sich, 
die Auswirkungen der Sparübung für die 
ÖV­Benutzer so gering wie möglich zu 
halten. Einige Projekte wurden trotz 
Sparkorsett umgesetzt, teilweise unter 
Verwendung von Reserven, weitere Vor­
haben wurden verschoben. Zudem wur­
de der Takt diverser Linien ausgedünnt, 
primär an den Wochenenden. Obwohl 
die Streichung bestehender Linien ver­
hindert werden konnte, gab es gegen  die 
Sparpläne von mehreren Seiten Wider­
stand. «Die regionalen Vertreter der Ge­
meinden wehrten sich für einzelne Lini­
en, wir hatten Petitionen mit vielen 
Unterschriften zu behandeln, und die 
Presse hat das Thema hochgekocht», 
 sagte Küng. Zudem seien die Transport­
unternehmen wenig erfreut gewesen, 
dass Linien ausgedünnt wurden, weil es 
ihre Wertschöpfung tangierte. Dass die 
Sparübung dennoch glimpflich verlief, 
erklärte Küng damit, dass man mit allen 
Involvierten sprach. «Sie müssen mit al­
len Stakeholdern an einen runden Tisch 
sitzen. Mit den Transportunternehmen, 
mit den Gemeinden, mit den Petitionä­

ren, mit den entsprechenden Kommis­
sionen», sagte Küng. Von grosser Be­
deutung sei auch die Strategiefähigkeit   
der Verwaltung gewesen. «Wir hatten 
den grossen Vorteil, alles innerhalb ei­
nes  Departements abwickeln zu kön­
nen», sagte Küng. Wären noch weitere 
involviert gewesen, wäre die Umsetzung 
von Sparzielen wesentlich schwieriger 
gewesen, glaubt der BUWD­Vorsteher. 

NFA – ein Fass ohne Boden?

An Zug hätte beim Stichwort Sparen 
noch vor wenigen Jahren kaum jemand 
gedacht. Doch seit 2008 hat die Stadt 
ein Geldproblem, weil sie gut ein Drittel 
der Steuereinnahmen an den kantona­
len (ZFA) und den nationalen Finanzaus­
gleich (NFA) abliefern muss. Ihr Spiel­
raum für Einsparungen ist zugleich ein­
geschränkt durch die Tatsache, dass   
der Anteil gebundener Ausgaben bei   

85 Prozent liegt. So präsentierte sich   
die Situation, als Karl Kobelt (FDP) 2012 
sein Amt als Vorsteher des Finanzde­
partements antrat mit der Mission, das 
strukturelle Defizit zu beheben. Die Steu­
ern zu erhöhen sei keine Option gewe­
sen, sagte Kobelt am Management Fo­
rum. «Der Kanton Zug ist stolz auf seine 
tiefen Steuern.» Ebenso sei klar gewe ­ 
sen: «Der Sparstift allein genügt nicht. 
 Um die Defizite von bis zu 7 Millionen 
Franken pro Jahr zu decken, brauchen 
wir Partner innerhalb des Stadtrats, im 
Stadtparlament, in der Verwaltung, im 
Kantonsrat und in der Regierung.» Des­
halb war Kobelt hoch erfreut, als er kurz 
nach Amtsantritt von der Verwaltung   
70 Sparvorschläge präsentiert bekam, 
welche diese aus eigener Initiative zu­
sammengestellt hatte. Doch bevor es   
an die Umsetzung konkreter Massnah­
men gehen konnte, erweiterte der Stadt­
rat seine Finanzstrategie um drei Punkte: 

 ■ Sparen und Verzichten in zwei  
Geschwindigkeiten

 ■ Effizienzsteigerung der Verwaltung 
und Erhöhung der Einnahmen 

 ■ Reduktion der Abgaben an  
NFA / ZFA 

Danach verabschiedete der Stadtrat   ein 
Spar­ und Verzichtsprogramm, das Einspa­
rungen von rund zwei Millionen Franken 
vorsah. Zwei Drittel der geplanten Mass­
nahmen lagen in Stadtratkompetenz, ein 
Drittel in jener des Gemeinderats (Legis­
lative). Die Stadt verhandelte mit Unter­
nehmen und Organisationen, mit denen 
Leistungsvereinbarungen bestanden, um 
vorteilhaftere Konditionen zu erwirken. 

Schützenhilfe bei der Reduktion der 
Abgaben bekam die Stadt, welche viele 
Zentrumslasten trägt, von der Gemein­
depräsidentenkonferenz des Kantons. 
Diese machte gemäss Kobelt den 

Vorschlag, das kantonale Finanzhaus­
haltsgesetz zugunsten von Zug zu än­
dern. Im Sommer 2014 genehmigte der 
Kantonsrat eine entsprechende Revision, 
welche die Stadt auf Dauer um fünf bis 
sechs Millionen Franken pro Jahr entlas­
tet. Ein Wermutstropfen: Nur wenige 
Monate später sah sich der Kanton Zug 
selber zu Sparmassnahmen genötigt. 
Das 2015 beschlossene kantonale 
Entlastungs programm führt, wenn auch 
nur für eini ge Jahre, zu neuerlicher Mehr­
belastung des städtischen Budgets. 

Erfolgsfaktoren für die städtische 
Sparübung seien eine ehrliche Analyse 
der Lage, eine klar formulierte Strategie, 
eine leistungsorientierte Verwaltung 
 sowie funktionierende Schnittstellen zwi­
schen den Departementen gewesen, 
 führte Kobelt aus. Welche Bereiche in 
welchem Ausmass von den Sparmass­
nahmen betroffen waren, sagte er hin­
gegen nicht. 

«Die regionalen Vertreter der Gemeinden wehrten 
sich, wir hatten Petitionen mit vielen Unterschriften 

zu behandeln und die Presse hat das Thema  
hochgekocht.»

Robert Küng, Regierungsrat des Kantons Luzern
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Sparen auf der grünen Wiese
Was mit Grünflächen passieren kann, 
wenn der Rotstift beim Unterhalt an­
gesetzt wird, war das Thema von Axel 
Fischer, dem Leiter des Geschäftsbe­
reichs Unterhalt von Grün Stadt Zürich. 
Seine Dienstabteilung war ab 2009 mit 

sinkenden Mitteln konfrontiert. Zugleich 
kamen aber immer mehr Grünflächen 
hinzu, die es zu pflegen gilt. «Wir be­
treuen heute 500 000 Quadratmeter 
oder 50 Fussballfelder mehr als damals, 
aber die Mittel sanken», sagte Fischer. 
«Hinzu kommt, dass der Nutzungsdruck 
auf unsere Grünflächen durch Medi­
terranisierung und 24­Stunden­Gesell ­
schaft stetig zunimmt.» Es galt, den Un­
terhalt zu fokussieren, das heisst klare 
Priori täten zu setzen und effizienter zu 
werden. Eine klare Strategie war gefragt. 
Bei der Leitung der Dienstabteilung 
reifte die Einsicht, dass das Fachkonzept, 
an dem sie sich bisher orientiert hatte, 
 das berühmte «Grünbuch der Stadt 
 Zürich», den Anforderungen an eine Un­
ternehmensstrategie nicht genügte. Eine 
neues Konzept musste her, und dies 
 gelang   im Eiltempo: Im Juni 2013 be­
gann  man  mit der Strategieentwick ­ 
lung, Ende  des  selben Jahres war sie ab­
geschlossen. «Es braucht eine konzili­
ante Grundhaltung im Leitungsteam», 
sagte Fischer dazu. Man könne nicht er­
warten, dass man auf Anhieb den gros­
sen Wurf schaffe. Vielmehr gehe es da­
rum, die Strategie laufend weiterzu­
entwickeln. Mithilfe  der neuen Unter ­ 
nehmensstrategie liessen sich Ressour­
cenrestriktionen nun bes ser bewälti ­ 
gen, weil sie die Schwerpunkt setzung 
 erleichtere. «Zudem stärkt eine Strate ­ 
gie die politische Glaubwürdig keit und 
sie setzt ein deutliches Zeichen nach in­
nen», sagte Fischer. Durch die Anbin­
dung von Planung und Prozessen an  die 
strategischen Ziele sei es mög lich ge­

worden, die Diskussion über die  Quali ­ 
tät  der Grünflächen neu zu lan cieren. 
«Bei Gleichbleibenden Mitteln und hö­
herem Nutzungsdruck wird die Quali ­ 
tät sinken», sagte Fischer. Grün Stadt 
 Zürich habe die Grünflächen klassifi ­ 
ziert und könne aufzeigen, welche Qua­

lität welchen Aufwand generiere. Auf 
dieser Grundlage müsse nun die Poli ­ 
tik beantworten, auf welchen Flächen 
schlechtere Qualität tolerierbar sei. 

Paralysierte Verwaltung

Nicht eine klamme Kasse, sondern ein 
vergiftetes Klima im Gemeinderat be­
lastete die Arbeit der Gemeindeverwal ­ 
tung Aesch BL. Verwaltungsleiter Mar­
tin Gysin zeichnete das Bild einer kom­
plett zerstrittenen Exekutive, deren cha­
otisches Wirken auch in der Verwaltung 
Turbulenzen auslöste. Um die Verwal­
tung zu schützen, habe Aesch das CEO­
Modell eingeführt. «Die Gemeinderäte 
sollten nicht mehr direkt mit der Verwal­

tung kommunizieren, weil jedem Mitar­
beiter Illoyalität vorgeworfen wurde, der 
nicht so tickte wie der entsprechende Ge­
meinderat», sagte Gysin. «Als ich die Ver­
waltung übernommen habe, herrschte 
grosse Unsicherheit.» Auch bei unbedeu­
tenden Geschäften habe der Gemein­
derat, statt rasch zu entscheiden, diverse 
Abklärungsaufträge an die Verwaltung 
 gegeben. «Der Gemeinderat war wie ge­

lähmt und schickte die Verwaltung im 
Kreis herum», so Gysin. Die Motivation 
der Mitarbeiter litt ebenso wie die Ar­
beitsqualität. Es kam zu Kündigungen 
und Entlassungen. Was tun, in einer der­
art verfahrenen Situation? Gysin erar­
beitete mit seinen Angestellten Ideen,   
um das Vertrauen der Politik in die Ver­
waltung wiederherzustellen. Langfristig 
wird ein Kulturwandel angestrebt. Die 
Verwaltung müsse lernen, in Szenarien 
zu denken und politische Überlegun ­ 
gen zu antizipieren, sagte Gysin. Zudem 
sei es wichtig, dass Verwaltungsange­
stellte die eigenen Leistungen kritisch 
hinterfragten.

Ein unorthodoxe Auffassung hat 
 Gysin betreffend der klassischen Auf­
gabenteilung zwischen Politik und Ver­
waltung: «Die Politik soll sich um das 
Strategische kümmern, die Verwaltung 
um das Operative – dieses Prinzip funk­
tioniert so nicht», sagte Gysin. In der Pra­
xis liessen sich strategische und opera­
tive Fragen kaum abgrenzen. «Auf 
kommunaler Ebene sagt die Gemein­
depräsidentin, was strategisch ist. Ge­
meinderat und Gemeindeversammlung 
können bei jedem operativen Detail mit­
reden, wenn sie das wollen.» Deshalb 
orientiert er sich an einer anderen Leit­
frage: «Was löst politisch Wellen aus   
und was kann die Verwaltung problem­
los selber erledigen, weil es niemanden 
interessiert?» 

Wie sehr sich durch die getroffenen 
Massnahmen die Zusammenarbeit zwi­
schen Politik und Verwaltung in Aesch 
verbessert hat, liess Martin Gysin offen. 
Man wünscht der Gemeinde jedoch, 
dass in naher Zukunft keine Sparpläne 
die bestehenden Spannungen noch ver­
stärken. Sonst dürfte es auch mit der 
 allerbesten Strategie eher schwierig 
 werden. ■
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«Eine Strategie stärkt die politische  
Glaubwürdigkeit und setzt ein deutliches 

Zeichen nach innen.»

Axel Fischer, Leiter des Geschäftsbereichs  
Unterhalt, Grün Stadt Zürich

«Was löst politisch Wellen aus und was  
kann die Verwaltung problemlos selber erledigen,  

weil es niemanden interessiert?»

Matin Gysin, Verwaltungsleiter der Gemeinde Aesch BL


